
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Europäisches Auslieferungsübereinkommen 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 320/1969 

Typ 

Vertrag – Multilateral 

§/Artikel/Anlage 

Art. 3 

Inkrafttretensdatum 

19.08.1969 

Index 

29/09 Auslieferung, Rechtshilfe in Strafsachen 

Beachte 

1. Dieses Übereinkommen ist ab 1. Mai 2004 im Verhältnis zu jenen Mitgliedstaaten, die den 
europäischen Haftbefehl bereits anwenden, durch das BG über die justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-JZG) ersetzt (vgl. § 77 Abs. 1 idF 
BGBl. I Nr. 36/2004).  

2. Dieses Übereinkommen wird ab 22. März 2020 im Verhältnis zu Island und Norwegen und ab 
1.11.2025 im Verhältnis zum Vereinigten Königreich durch das Island-Norwegen-Vereinigtes 
Königreich-Übergabegesetz – INVÜG ersetzt (vgl. § 7, BGBl. I Nr. 20/2020 idF BGBl. I Nr. 65/2025). 

Text 

Artikel 3 

POLITISCHE STRAFBARE HANDLUNGEN 

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die strafbare Handlung, derentwegen sie begehrt wird, 
vom ersuchten Staat als eine politische oder als eine mit einer solchen zusammenhängende strafbare 
Handlung angesehen wird. 

(2) Das gleiche gilt, wenn der ersuchte Staat ernstliche Gründe hat anzunehmen, daß das 
Auslieferungsersuchen wegen einer nach gemeinem Recht strafbaren Handlung gestellt worden ist, um 
eine Person aus rassischen, religiösen, nationalen oder auf politischen Anschauungen beruhenden 
Erwägungen zu verfolgen oder zu bestrafen, oder daß die Person der Gefahr einer Erschwerung ihrer 
Lage aus einem dieser Gründe ausgesetzt wäre. 

(3) Im Rahmen dieses Übereinkommens wird der Angriff auf das Leben eines Staatsoberhauptes oder 
eines Mitglieds seiner Familie nicht als politische strafbare Handlung angesehen. 

(4) Dieser Artikel läßt die Verpflichtungen unberührt, welche die Vertragsparteien auf Grund eines 
anderen mehrseitigen internationalen Übereinkommens übernommen haben oder übernehmen werden. 
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Anmerkung 

Vgl. Terrorismusübereinkommen, BGBl. Nr. 446/1978. 

Schlagworte 

Belgische Attentatsklausel 

Zuletzt aktualisiert am 

03.11.2025 

Gesetzesnummer 

10002151 

Dokumentnummer 
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alte Dokumentnummer 

N2196914321T 
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